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- 2 AZR 296/95 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 11. Mai 1994

Köln - 3 Ca 9460/93 -
II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 11. Januar 1995

Köln - 7 Sa 1056/94 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Tarifliche Kündigungsfristen für ältere gewerbliche Arbeit­
nehmer

Gesetz:
MTV für das Gaststätten- und Hotelgewerbe des Landes NRW, 
gültig ab 1. Januar 1991 § 4; BGB § 622 Abs. 2; GG Art. 3; 
EGBGB Art. 222
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2 AZR 296/95 
7 Sa 1056/94 Köln

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
14. Februar 1996

Jatz,
Reg.-Hauptsekretärin 
als Urkundsbeamter 
der .Geschäftsstelle

Urteil
In Sachen

hat Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung am 14. Februar 1996 durch den-Vor­
sitzenden Richter Dr. Etzel, die Richter Bröhl und 
Dr. Fischermeier sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Bächle
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und Röder für Recht erkannt:
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Auf die Revision des Klägers werden die Urteile 
des Arbeitsgerichts Köln vom 11. Mai 1994 - 3 Ca 
9460/93 - und des Landesarbeitsgerichts Köln vom 
11. Januar 1995 - 7 Sa 1056/94 - teilweise abge­
ändert :
Es wird festgestellt, daß das Arbeitsverhältnis 
der Parteien durch die Kündigung des Beklagten 
vom 30. September 1993 erst zum 30. April 1994 
aufgelöst worden ist.
Von den Kosten des Rechtsstreit trägt der Beklag­
te 2/3, der Kläger 1/3.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Der Beklagte betreibt ein Hotel-Restaurant ("A'
) mit rund 60 Arbeitnehmern. Der 1930 geborene Kläger war 

dort seit 1961 als Chef de Rang (Chef-Ober) tätig gegen eine um­
satzabhängige Vergütung von zuletzt durchschnittlich 5.388,00 DM 
monatlich.

Im Jahr 1993 entschloß sich der Beklagte zu einem Totalumbau 
des historischen Betriebsgebäudes und zu einer Einstellung des 
Betriebes ab 1. Januar 1994 für die Dauer von voraussichtlich 
sechs Monaten. Aus diesem Grund kündigte er allen Mitarbeitern 
mit dem Zusatz, er bekenne sich ausdrücklich dazu, daß die Mitar­
beiter einen Rechtsanspruch auf Weiterbeschäftigung nach der Um­
baumaßnahme hätten und die BetriebsZugehörigkeit dadurch nicht 
unterbrochen werde. Dem Kläger kündigte der Beklagte dementspre­
chend am 30. September 1993 unter Einhaltung der tariflichen Kün­
digungsfrist des § 4 des allgemeinverbindlichen Manteltarifver-
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trags für das Gaststätten- und Hotelgewerbe des Landes Nordrhein- 
Westfalen (MTV), gültig ab 1. Januar 1991, zum 1. Januar 1994.
§ 4 MTV lautet:

"§ 4
Kündigungsfristen

4.1 Das Arbeitsverhältnis mit gewerblichen Ar­
beitnehmern kann unter Einhaltung einer Frist von 14 Tagen beiderseits täglich ge­
kündigt werden.

4.1.1 Nach einer
zweijährigen ununterbrochenen Tätigkeit im 
gleichen Betrieb oder beim gleichen Arbeit­
geber beträgt diese Kündigungsfrist
1 Monat zum Ende eines jeden Monats,

4.1.2 zehnjährigen ununterbrochenen Tätigkeit im 
gleichen Betrieb oder beim gleichen Arbeit­
geber beträgt diese Kündigungsfrist
2 Monate zum Ende eines jeden Monats,

4.1.3 fünfzehnjährigen ununterbrochenen Tätigkeit 
im gleichen Betrieb oder beim gleichen Ar­
beitgeber beträgt diese Kündigungsfrist
3 Monate zum Ende eines Kalendervierteljah­res .

4.2 Die Kündigungsfrist für Angestellte im 
Sinne des BGB, HGB und der Gewerbeordnung 
beträgt
1 Monat zum Ende eines jeden Monats.
Für die in § 3.2.1 genannten Angestellten 
beträgt die Kündigungsfrist
6 Wochen zum Ende eines jeden Kalendervier­
teljahres .

4.3 Im übrigen gelten die gesetzlichen Bestim­
mungen über die Fristen für die Kündigung 
von Angestellten vom 9.7.1926 und § 622 
Abs. 2 Satz 2 BGB.

4.4 Nach einer Betriebszugehörigkeit von
10 Jahren und Vollendung des 50. Lebensjah­
res soll das Arbeitsverhältnis durch den
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Arbeitgeber nach Möglichkeit nicht mehr or­
dentlich gekündigt werden."

Nach Abschluß der Umbaumaßnahmen wird der Kläger seit Juli 
1994 vom Beklagten zu den bisherigen Bedingungen weiterbeschäf­
tigt, nachdem er zwischenzeitlich teilweise einer anderen Tätig­
keit nachgegangen war.

Der Kläger hält die Kündigung für unwirksam und hat geltend 
gemacht, derartige kurzfristige Betriebsunterbrechungen seien 
Ausfluß des unternehmerischen Risikos, das der Beklagte nicht auf 
ihn abwälzen dürfe. Der Beklagte hätte ihn auch während der Um­
bauphase mit anderen Arbeiten weiterbeschäftigen müssen. Jeden­
falls habe die Kündigung fristgemäß erst zum 30. April 1994 er­
folgen können.

Der Kläger hat zuletzt nur noch beantragt

festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis durch 
die ordentliche Kündigung vom 30. September 1993 
- zugegangen am 30. September 1993 - nicht aufge­
löst worden ist, sondern bis zum 30. April 1994 fortbestanden hat.

Der Beklagte hat zur Stützung seines Klageabweisungsantrags 
geltend gemacht: Der bauliche Zustand des Hotel-Restaurants habe 
in Verbindung mit behördlichen Auflagen eine Renovierung unum­
gänglich gemacht. Es habe weder die Möglichkeit bestanden, den 
Kläger in seinem bisherigen Aufgabenbereich zu beschäftigen, noch 
sei eine alternative Tätigkeit in Betracht gekommen. Die Kündi­
gungsfrist sei ordnungsgemäß nach dem auf das Arbeitsverhältnis 
anwendbaren MTV berechnet worden.
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Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Seine 
hiergegen gerichtete Revision hat der Kläger zuletzt auf die Rüge 
der Nichteinhaltung der gesetzlichen Kündigungsfrist des § 622 
Abs. 2 BGB n.F. beschränkt.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist, soweit sie vom Kläger noch aufrechterhal­
ten wird, begründet. Zu Unrecht haben die Vorinstanzen die Kündi­
gungsfrist nach § 4.1.3 des Manteltarifvertrags für das Gaststät­
ten- und Hotelgewerbe des Landes Nordrhein-Westfalen, gültig ab
1. Januar 1991 (MTV), berechnet und deshalb die Klage insgesamt 
abgewiesen.

I. Die Revision rügt zu Recht, daß der Beklagte mit seiner Kün­
digung die gesetzliche Kündigungsfrist des § 622 Abs. 2 Ziff. 7 
BGB n.F. hätte einhalten müssen und deshalb das Arbeitsverhältnis 
jedenfalls nicht vor dem 30. April 1994 beendet worden ist. Es 
kann dahinstehen, ob § 4.3 des auf das Arbeitsverhältnis anwend­
baren MTV, wonach "im übrigen" die gesetzlichen Bestimmungen des 
§ 622 Abs. 2 Satz 2 BGB gelten, als deklaratorische Verweisung 
auf § 622 BGB in seiner jeweils gültigen Fassung zu verstehen, 
ist. Selbst wenn man von einer konstitutiven Regelung der verlän­
gerten Kündigungsfristen für gewerbliche Arbeitnehmer durch den 
MTV ausgeht, findet auf die Kündigung § 622 BGB n.F. Anwendung. 
Soweit nämlich die Tarifpartner für gewerbliche Arbeitnehmer nach 
einer Betriebszugehörigkeit von 15 Jahren sowohl hinsichtlich der
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Zahl der Erhöhungsstufen als auch hinsichtlich der Kündigungsfri­
sten erhebliche Verschlechterungen gegenüber den Angestellten 
vereinbart haben, verstößt diese Regelung jedenfalls gegen Art. 3 
GG und ist durch § 622 BGB in der Fassung des KündFG zu ersetzen.

1. In Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des Bundesverfas­
sungsgerichts (BVerfGE 62, 256, 285 = AP Nr. 16 zu § 622 BGB, zu 
B II 6 der Gründe) ist der Senat stets davon ausgegangen, daß mit 
zunehmender Betriebszugehörigkeit die Anforderungen an die sach­
lichen Gründe, die zur Rechtfertigung unterschiedlicher Kündi­
gungsfristen für gewerbliche Arbeitnehmer und Angestellte geltend 
gemacht werden, ansteigen (Senatsurteil vom 29. August 1991 
- 2 AZR 220/91 (A) - AP Nr. 32 zu § 622 BGB; BAGE 69, 257 = AP 
Nr. 37 zu § 622 BGB; Urteil vom 11. August 1994 - 2 AZR 9/94 - AP 
Nr. 31 zu § 1 KSchG 1969 Krankheit). Mit zunehmender Betriebszu­
gehörigkeit und damit höherem Lebensalter steigt das Schutzbe­
dürfnis der betroffenen Arbeitnehmer, und es ist entscheidend zu 
berücksichtigen, daß sowohl die gewerblichen Arbeitnehmer als 
auch die Angestellten die gleiche Betriebstreue erbracht haben, 
die gemessen am Maßstab des Art. 3 GG bei beiden Arbeitnehmer­
gruppen kaum unterschiedlich bewertet werden kann. Rechtfertigt 
deshalb etwa das Bedürfnis nach flexibler Personalplanung eine 
kürzere tarifliche Grundkündigungsfrist für gewerblich tätige Ar­
beiter im Vergleich zu der für Angestellte günstigeren Regelung, 
so gilt dies nicht ohne weiteres auch für verlängerte Kündigungs­
fristen desselben Tarifvertrages. Die in gleichem Maße erbrachte 
Betriebstreue der gewerblichen Arbeitnehmer erfordert dann zumin­
dest gleiche Stufen der Wartezeiten aufgrund abgeleisteter Be-

7
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


7

triebszugehörigkeit wie bei den Angestellten (Senatsurteil vom 
11. August 1994, aaO, zum MTV für die gewerblichen Arbeitnehmer 
der nordrheinischen Textilindustrie vom 10. Mai 1978).

2. Auch wenn man die von den Tarifpartnern berücksichtigten 
branchenspezifischen Besonderheiten bedenkt, stellen diese keinen 
ausreichenden sachlichen Grund dar, der eine solch erhebliche 
Schlechterstellung nach längerer Betriebszugehörigkeit rechtfer­
tigen würde, wie sie die Tarifpartner festgelegt haben. Nach
§ 4.1 MTV konnte ein gewerblicher Arbeitnehmer in 15 Beschäfti­
gungsjahren nur drei Erhöhungsstufen und eine Kündigungsfrist von 
höchstens drei Monaten zum Quartalsende erreichen. Demgegenüber 
ergaben sich nach dem MTV für Angestellte aufgrund des in Bezug 
genommenen Gesetzes über die Fristen für die Kündigung von Ange­
stellten vom 9. Juli 1926 schon bei 12 Beschäftigungsjahren vier 
Erhöhungsstufen nach fünf, acht, zehn und zwölf Jahren mit einer 
Kündigungsfrist von sechs Monaten zum Quartalsende. Dieser Unter­
schied in der Anzahl der Erhöhungsstufen und der Kündigungsfrist 
ist völlig überproportional und durch die Interessen des Arbeit­
gebers nicht mehr zu rechtfertigen. Den Besonderheiten des Wirt­
schaftszweiges hätte auch durch eine Regelung Rechnung getragen 
werden können, die z.B. bei gleicher Stufung der Wartezeiten und 
des Kündigungstermins nur hinsichtlich der Kündigungsfristen dif­
ferenziert hätte (vgl. z.B. Senatsurteil vom 9. März 1995 - 2 AZR 
510/94 - zum MTV Volkswagenwerk AG, n.v.).

3. Die entstandene Tariflücke ist durch die Anwendung des 
KündFG zu schließen. Daß dies auch dem Willen der Tarifpartner 
entspricht, ergibt sich daraus, daß in dem Manteltarifvertrag für
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die Arbeitnehmer/-innen im Gaststätten- und Hotelgewerbe des Lan­
des Nordrhein-Westfalen vom 23. März 1995 die Tarifpartner nach 
einer Beschäftigungszeit von 12, 15 und 20 Jahren die gesetz­
lichen Kündigungsfristen des KündFG von 5, 6 bzw. 7 Monaten zum 
Ende eines Kalendermonats gleichermaßen für Angestellte wie für 
gewerbliche Arbeitnehmer in den Tarifvertrag übernommen haben.

4. Dem Kläger konnte nach § 622 Abs. 2 Ziff. 7 BGB n.F. danach 
nur mit einer Frist von sieben Monaten zum Ende eines Kalendermo­
nats, also zum 30. April 1994 gekündigt werden, weil er nach 
Vollendung seines 25. Lebensjahrs zwanzig Jahre beim Beklagten 
beschäftigt war. Obwohl die Kündigung am 30. September 1993, also 
vor Inkrafttreten des KündFG zugegangen ist, findet nach Art. 222 
EGBGB auf die Kündigung § 622 BGB n.F. Anwendung, schon weil am 
15. Oktober 1993 das Arbeitsverhältnis noch nicht beendet war und 
die neuen Kündigungsfristen für den Kläger günstiger sind.

II. Auf die Frage der Sozialwidrigkeit der Kündigung kommt es 
nicht mehr an, nachdem der Kläger seine Revision auf die Fest­
stellung des Fortbestands des Arbeitsverhältnisses bis 30. April 
1994 beschränkt hat.

III. Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 91, 92 Abs. 1, 566, 515 
Abs. 3 ZPO.

Bächle Röder
Etzel Bröhl Fischermeier
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